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Art. 1 Unter das Abkommen fallende Personen.

Dieses Abkommen gilt fur Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten anséssig
sind.

Art. 2 Unter das Abkommen fallende Steuern.

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Ricksicht auf die Art der Erhebung, fir Steuern vom Einkommen und
vom Vermdogen, die fir Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskorperschaften!l erhoben
werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermégen gelten alle Steuern, die vom Gesamteinkommen,
vom Gesamtvermdgen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermdgens erhoben werden,
einschlieBlich der Steuern vom Gewinn aus der VerauBerung beweglichen oder unbeweglichen Vermaogens,
der Lohnsummensteuern sowie der Steuern vom Vermdgenszuwachs.

(3) Zu den bestehenden Steuern, fur die das Abkommen gilt, gehdren insbesondere
a) (in Staat A): ...
b) (in Staat B): ...

(4) Das Abkommen gilt auch fur alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen &hnlicher Art, die nach der
Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben werden.
Die zustandigen Behorden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen eingetretenen
bedeutsamen Anderungen mit.

[11 Schweiz: Statt ,,Gebietskdrperschaften* die Worte ,,politische Unterabteilungen oder lokale Kérperschaften®.

Art. 3 Allgemeine Begriffsbestimmungen.

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert,

a) umfasst der Ausdruck ,,Person” naturliche Personen, Gesellschaften und alle anderen Personenvereinigungen;

b) bedeutet der Ausdruck ,,Gesellschaft juristische Personen oder Rechtstrager, die fir die Besteuerung wie juristische Personen
behandelt werden;

¢) bezieht sich der Ausdruck ,,Unternehmen* auf die Ausiibung einer Geschéftstatigkeit;

d) bedeuten die Ausdriicke ,,Unternehmen eines Vertragsstaats“ und ,,Unternehmen des anderen Vertragsstaats*, je nachdem, ein
Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansassigen Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im
anderen Vertragsstaat ansassigen Person betrieben wird;

e) bedeutet der Ausdruck ,internationaler Verkehr* jede Beférderung mit einem Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von einem
Unternehmen mit tatséchlicher Geschéftsleitung in einem Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder
Luftfahrzeug wird ausschlieBlich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat betrieben;

f) bedeutet der Ausdruck ,,zustédndige Behorde*
i)(in Staat A): ...
ii)(in Staat B): ...
g) bedeutet der Ausdruck ,Staatsangehdoriger” in Bezug auf einen Vertragsstaat
i)jede natirliche Person, die die Staatsangehdrigkeit oder Staatsbirgerschaft dieses Vertragsstaats besitzt; und

ii)jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die nach dem in diesem Vertragsstaat
geltenden Recht errichtet worden ist;

h) schlieBt der Ausdruck ,,Geschaftstatigkeit* auch die Ausuibung einer freiberuflichen oder sonstigen selbstandigen Tatigkeit ein.
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(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts
anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm im
Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates Uber die Steuern zukommt, fir die das Abkommen
gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer
Bedeutung hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses Staates hat.

Art. 4 Ansassige Person.

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck ,eine in einem Vertragsstaat ansassige Person*
eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres standigen
Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschéftsleitung oder eines anderen ahnlichen Merkmals steuerpflichtig ist,
und umfasst auch diesen Staat und seine Gebietskorperschaftent . Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine
Person, die in diesem Staat nur mit Einkiinften aus Quellen in diesem Staat oder mit in diesem Staat
gelegenem Vermdgen steuerpflichtig ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine naturliche Person in beiden Vertragsstaaten ansassig, so gilt Folgendes:

a) Die Person gilt als nur in dem Staat anséssig, in dem sie Uber eine stdndige Wohnstatte verfugt; verfugt sie in beiden Staaten
Uber eine stdndige Wohnstétte, so gilt sie als nur in dem Staat ansassig, zu dem sie die engeren persdnlichen und wirtschaftlichen
Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen);

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat, oder verfigt sie in
keinem der Staaten Uber eine stdndige Wohnstatte, so gilt sie als nur in dem Staat ansassig, in dem sie ihren gewdhnlichen
Aufenthalt hat;

¢) hat die Person ihren gewdhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so gilt sie als nur in dem Staat
ansassig, dessen Staatsangehdriger sie ist;

d) ist die Person Staatsangehdriger beider Staaten oder keines der Staaten, so regeln die zustandigen Behorden der Vertragsstaaten
die Frage in gegenseitigem Einvernehmen.

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine nattrliche Person in beiden Vertragsstaaten ansassig, so gilt sie
als nur in dem Staat anséssig, in dem sich der Ort ihrer tatsachlichen Geschéftsleitung befindet.

11 Schweiz: Siehe Fulinote 1 zu Art. 2.

Art. 5 Betriebstéatte.

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck ,,Betriebstatte” eine feste Geschaftseinrichtung,
durch die die Geschéftstatigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgetibt wird.

(2) Der Ausdruck ,,Betriebstatte* umfasst insbesondere:
a) einen Ort der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,
c) eine Geschaftsstelle,
d) eine Fabrikationsstétte,
e) eine Werkstéatte und
f) ein Bergwerk, ein Ol- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stétte der Ausbeutung von Bodenschéatzen.

(3) Eine Bauausfilhrung oder Montage ist nur dann eine Betriebstatte, wenn ihre Dauer zwolf Monate
Uberschreitet.

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstatten:

a) Einrichtungen, die ausschlieBlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gutern oder Waren des Unternehmens
benutzt werden;

b) Bestande von Guitern oder Waren des Unternehmens, die ausschlieBlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung
unterhalten werden;



¢) Besténde von Gutern oder Waren des Unternehmens, die ausschlieflich zu dem Zweck unterhalten werden, durch ein anderes
Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden;

d) eine feste Geschéftseinrichtung, die ausschlieflich zu dem Zweck unterhalten wird, fir das Unternehmen Guter oder Waren
einzukaufen oder Informationen zu beschaffen;

e) eine feste Geschaftseinrichtung, die ausschlieBlich zu dem Zweck unterhalten wird, fir das Unternehmen andere Téatigkeiten
auszulben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstatigkeit darstellen;

f) eine feste Geschéftseinrichtung, die ausschliellich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der unter den Buchstaben a bis e
genannten Tatigkeiten auszuliben, vorausgesetzt, dass die sich daraus ergebende Gesamttétigkeit der festen Geschéftseinrichtung
vorbereitender Art ist oder eine Hilfstatigkeit darstellt.

(5) Ist eine Person — mit Ausnahme eines unabhangigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 — fur ein
Unternehmen tatig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens
Vertréage abzuschliel3en, und bt sie die Vollmacht dort gewdhnlich aus, so wird das Unternehmen
ungeachtet der Abséatze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat fiir alle von der Person fiir das
Unternehmen ausgelibten Tatigkeiten eine Betriebstéatte, es sei denn, diese Tatigkeiten beschranken sich
auf die in Absatz 4 genannten Tétigkeiten, die, wirden sie durch eine feste Geschéaftseinrichtung ausgetibt,
diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstatte machten.

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstatte in einem
Vertragsstaat, weil es dort seine Geschéftstatigkeit durch einen Makler, Kommissionar oder einen anderen
unabhangigen Vertreter ausiibt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschéftstatigkeit
handeln.

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansassige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht
oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansassig ist oder dort (entweder
durch eine Betriebstatte oder auf andere Weise) ihre Geschaftstatigkeit ausubt, wird keine der beiden
Gesellschaften zur Betriebstétte der anderen.

Art. 6 Einkunfte aus unbeweglichem Vermdogen.

(1) Einkilinfte, die eine in einem Vertragsstaat ansassige Person aus unbeweglichem Vermdgen
(einschlieRlich der Einkinfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen
Vertragsstaat liegt, kdnnenl im anderen Staat besteuert werden.

(2) Der Ausdruck ,,unbewegliches Vermdgen* hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermdgen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das Zubehort2l
zum unbeweglichen Vermdgen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die
Rechte, fiir die die Vorschriften des Privatrechts Uber Grundstiicke gelten, Nutzungsrechte an
unbeweglichem Vermdgen sowie Rechte auf veranderliche oder feste Vergutungen fur die Ausbeutung oder
das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschétzen; Schiffe und
Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermdégen.

(3) Absatz 1 gilt fur die Einklnfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermdogens.

(4) Die Absatze 1 und 3 gelten auch fur Einkiinfte aus unbeweglichem Vermdgen eines Unternehmens.

111 Osterreich: Statt ,,kénnen* oder , kann*“ die Worte , diirfen* oder ,,darf*.
[21 Schweiz: Statt ,,das Zubehor die Worte ,,die Zugehor”.



Art. 7 Unternehmensgewinne.

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats kdnnenl! nur in diesem Staat besteuert werden, es
sei denn, das Unternehmen bt seine Geschéftstatigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene
Betriebstatte aus. Ubt das Unternehmen seine Geschéftstatigkeit auf diese Weise aus, so kdnnen( die
Gewinne, die der Betriebsstatte nach Absatz 2 zuzurechnen sind, im anderen Staat besteuert werden.

(2) Bei der Anwendung dieses Artikels sowie von Artikel 23 A, 23 B sind die Gewinne, die der in Absatz 1
genannten Betriebsstétte in jedem Vertragsstaat zuzurechnen sind, die Gewinne, die sie hatte erzielen
kodnnen, insbesondere im Verkehr mit anderen Teilen des Unternehmens, dessen Betriebsstatte sie ist,
wenn sie als selbststdndiges und unabhéngiges Unternehmen eine gleiche oder dhnliche Geschéftstatigkeit
unter gleichen oder &hnlichen Bedingungen ausgetbt hatte; dabei sind die vom Unternehmen durch die
Betriebsstatte und durch andere Unternehmensteile ausgetibten Funktionen, eingesetzten Wirtschaftsgtter
und Gbernommenen Risiken zu berlicksichtigen.

(3) Andert ein Vertragsstaat die einer Betriebsstétte eines Unternehmens eines Vertragsstaates
zuzurechnenden Gewinne in Ubereinstimmung mit Absatz 2 und besteuert er dementsprechend Gewinne
des Unternehmens, die bereits im anderen Staat besteuert worden sind, so nimmt der andere Staat eine
entsprechende Anderung der von diesen Gewinnen erhobenen Steuer vor, soweit dies zur Beseitigung einer
Doppelbesteuerung erforderlich ist. Bei dieser Anderung werden die zustidndigen Behorden der
Vertragsstaaten einander erforderlichenfalls konsultieren.

(4) Gehoren zu den Gewinnen Einkunfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so
werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht berihrt.

111 Osterreich: Siehe FuBnote 1 zu Art. 6.

Art. 8 Seeschifffahrt, Binnenschifffahrt und Luftfahrt.

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr kénnentil
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsdchlichen Geschéftsleitung des
Unternehmens befindet.

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, kénnent nur in dem
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsdchlichen Geschéftsleitung des Unternehmens
befindet.

(3) Befindet sich der Ort der tatséachlichen Geschéftsleitung eines Unternehmens der See- oder
Binnenschifffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der
Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragsstaat, in dem
die Person ansassig ist, die das Schiff betreibt.

(4) Absatz 1 gilt auch fir Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder
einer internationalen Betriebsstelle.

111 Osterreich: Siehe FuBnote 1 zu Art. 6.

Art. 9 Verbundene Unternehmen

(1) Wenn

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschéftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines
Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist, oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschaftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens
eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind
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und in diesen Fallen die beiden Unternehmen in ihren kaufméannischen oder finanziellen Beziehungen an
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhéngige
Unternehmen miteinander vereinbaren wirden, so diirfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne
diese Bedingungen erzielt hatte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden.

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne
zugerechnet — und entsprechend besteuert —, mit denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in
diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die das
Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hatte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen
vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen waren, die unabhangige Unternehmen miteinander
vereinbaren wiirden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Anderung der dort von diesen
Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei dieser Anderung sind die tibrigen Bestimmungen dieses Abkommens
zu berucksichtigen; erforderlichenfalls werden die zustédndigen Behdrden der Vertragsstaaten einander
konsultieren.

Art. 10 Dividenden.

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansassige Gesellschaft an eine im anderen Vertragsstaat
ansassige Person zahlt, kdnnenl!l im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden kénnen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansassig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der
Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem anderen Vertragsstaat ansassige Person ist, nicht
Ubersteigen:

a) 5v. H. des Bruttobetrages der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft (jedoch keine Personengesellschaft)
ist, die unmittelbar Gber mindestens 25 v. H. des Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfiigt;

b) 15 v. H. des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Féllen.

Die zustandigen Behorden der Vertragsstaaten regeln in gegenseitigem Einvernehmen, wie diese
Begrenzungsbestimmungen durchzufiihren sind. Dieser Absatz bertihrt nicht die Besteuerung der
Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt werden.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Dividenden® bedeutet Einklnfte aus Aktien,
Genussaktien(2 oder Genussscheinen, Kuxen, Griinderanteilen oder anderen Rechten — ausgenommen
Forderungen — mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkunfte, die
nach dem Recht des Staates, in dem die ausschiittende Gesellschaft ansassig ist, den Einkinften aus Aktien
steuerlich gleichgestellt sind.

(4) Die Abséatze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansassige
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansassig
ist, eine Geschaftstatigkeit durch eine dort gelegene Betriebstétte austibt und die Beteiligung, fur die die
Dividenden gezahlt werden, tatsachlich zu dieser Betriebstatte gehoért. In diesem Fall ist Artikel 7
anzuwenden.

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansassige Gesellschaft Gewinne oder Einkiinfte aus dem anderen
Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden besteuern,
es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat anséssige Person gezahlt werden oder dass die
Beteiligung, fur die die Dividenden gezahlt werden, tatséchlich zu einer im anderen Staat gelegenen
Betriebstatte gehdrt, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer fir nichtausgeschittete Gewinne
unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschiitteten Gewinne ganz oder
teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkunften bestehen.

11 Osterreich: Siehe FuRnote 1 zu Art. 6.
[21 Bundesrepublik Deutschland: Statt ,,Genussaktien“ das Wort ,,Genussrechten®.



Art. 11 Zinsen.

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat ansassige Person
gezahlt werden, kdnnen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Zinsen konnenlt jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Zinsen eine in
dem anderen Vertragsstaat ansassige Person ist, 10 v. H. des Bruttobetrags der Zinsen nicht Ubersteigen.
Die zustandigen Behdrden der Vertragsstaaten regeln in gegenseitigem Einvernehmen, wie diese
Begrenzungsbestimmung durchzufthren ist.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,.Zinsen“ bedeutet Einkiinfte aus Forderungen jeder Art,
auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstiicken gesichert oder mit einer Beteiligung am
Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkunfte aus 6ffentlichen Anleihen und aus
Obligationen einschlief’lich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschlage
flr verspéatete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels.

(4) Die Absatze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansassige
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine Geschaftstatigkeit durch
eine dort gelegene Betriebstéatte austibt und die Forderung, fur die die Zinsen gezahlt werden, tatsachlich zu
dieser Betriebstatte gehort. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(5) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem Staat
ansassige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Ricksicht darauf, ob er in einem
Vertragsstaat ansassig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstatte und ist die Schuld, fur die
die Zinsen gezahlt werden, fir Zwecke der Betriebstatte eingegangen worden und tragt die Betriebstatte die
Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstéatte liegt.

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von ihnen
und einem Dritten besondere Beziehungen und tbersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese
Beziehungen vereinbart hatten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem
Fall kann der Gbersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Bertcksichtigung
der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden.

111 Osterreich: Siehe FuBnote 1 zu Art. 6.

Art. 12 Lizenzgebuhren.

(1) Lizenzgebuhren, die aus einem Vertragsstaat stammen und deren Nutzungsberechtigter eine im
anderen Vertragsstaat ansassige Person ist, konnen nur im anderen Staat besteuert werden.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,.Lizenzgebuhren* bedeutet Vergttungen jeder Art, die fur
die Benutzung oder fiir das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, kiinstlerischen oder
wissenschaftlichen Werken, einschliel3lich kinematographischer Filme, von Patenten, Marken[2l , Mustern
oder Modellen, Planen, geheimen Formeln oder Verfahren oder fir die Mitteilung gewerblicher,
kaufmannischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahit werden.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansassige Nutzungsberechtigte im
anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgeblhren stammen, eine Geschéftstatigkeit durch eine dort
gelegene Betriebstatte ausiibt und die Rechte oder Vermdgenswerte, fiir die die Lizenzgebiihren gezahlt
werden, tatséchlich zu dieser Betriebstétte gehoren. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(4) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von ihnen
und einem Dritten besondere Beziehungen und tbersteigen deshalb die Lizenzgebihren, gemessen an der
zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen
vereinbart hatten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der



Ubersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Bertcksichtigung der anderen
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden.

11 Osterreich: Siehe FuRnote 1 zu Art. 6.
[21 Bundesrepublik Deutschland: Statt ,Marken* das Wort ,,Warenzeichen*.

Art. 13 Gewinne aus der Verauf3erung von Vermaogen.

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansdssige Person aus der Veraufierung unbeweglichen
Vermdgens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, konnent im anderen Staat
besteuert werden.

(2) Gewinne aus der Veraufierung beweglichen Vermdgens, das Betriebsvermdgen einer Betriebstatte ist,
die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, einschliel3lich derartiger Gewinne,
die bei der VerduRerung einer solchen Betriebstatte (allein oder mit dem tbrigen Unternehmen) erzielt
werden, konnenlll im anderen Staat besteuert werden.

(3) Gewinne aus der Veraufierung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr
betrieben werden, von Schiffen, die der Binnenschifffahrt dienen, und von beweglichem Vermégen, das
dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, kdnnenl nur in dem Vertragsstaat besteuert werden,
in dem sich der Ort der tatsachlichen Geschaftsleitung des Unternehmens befindet.

(4) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansassige Person aus der VerauRerung von Anteilen bezieht,
deren Wert zu mehr als 50 vom Hundert unmittelbar oder mittelbar auf unbeweglichem Vermdgen beruht,
das im anderen Vertragsstaat liegt, konnenl!l im anderen Staat besteuert werden.

(5) Gewinne aus der VerauRerung des in den Absétzen 1, 2, 3 und 4 nicht genannten Vermdgens kénnen(i
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Verauf3erer ansassig ist.

111 Osterreich: Siehe FuBnote 1 zu Art. 6.

Art. 14 Selbstandige Arbeit

(aufgehoben)

Art. 15 Einklnfte aus unselbstandiger Arbeit.

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 kdnnenll Gehalter, Lohne und &hnliche Vergutungen, die eine
in einem Vertragsstaat ansassige Person aus unselbsténdiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgetbt. Wird die Arbeit dort ausgeiibt, so
kénnenl die dafiir bezogenen Vergutungen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 kénnenl! Vergltungen, die eine in einem Vertragsstaat ansassige Person fur
eine im anderen Vertragsstaat ausgetbte unselbstandige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat
besteuert werden, wenn

a) der Empfanger sich im anderen Staat insgesamt nicht langer als 183 Tage innerhalb eines Zeitraums von zwélf Monaten, der
wéhrend des betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet, aufhélt und

b) die Vergltungen von einem Arbeitgeber oder fur einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im anderen Staat anséssig ist, und
¢) die Vergutungen nicht von einer Betriebstétte getragen werden, die der Arbeitgeber im anderen Staat hat.
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(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels kdnnenll Vergitungen fir unselbstandige
Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das im internationalen Verkehr betrieben wird,
oder an Bord eines Schiffes, das der Binnenschifffahrt dient, ausgetbt wird, in dem Vertragsstaat besteuert
werden, in dem sich der Ort der tatsachlichen Geschaftsleitung des Unternehmens befindet.

11 Osterreich: Siehe FuRnote 1 zu Art. 6.

Art. 16 Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergutungen.

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergutungen und &hnliche Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat
ansassige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats einer Gesellschaft
bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansassig ist, konnen(ll im anderen Staat besteuert werden.

11 Osterreich: Siehe FuRnote 1 zu Art. 6.

Art. 17 Kunstler und Sportler.

(1) Ungeachtet der Artikel 7 und 15 kénnenll Einkiinfte, die eine in einem Vertragsstaat anséssige Person
als Kunstler, wie Buhnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkiinstler sowie Musiker, oder als Sportler aus
ihrer im anderen Vertragsstaat personlich ausgelbten Téatigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert
werden.

(2) FlieBen Einkunfte aus einer von einem Kunstler oder Sportler in dieser Eigenschaft personlich
ausgeubten Tatigkeit nicht dem Kunstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so
kénnenl diese Einklinfte ungeachtet der Artikel 7 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem
der Kunstler oder Sportler seine Tatigkeit ausuibt.

(11 Osterreich: Siehe FuRnote 1 zu Art. 6.

Art. 18 Ruhegehalter.

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 konnenl Ruhegehélter und dhnliche Vergutungen, die einer in
einem Vertragsstaat ansassigen Person fur frihere unselbstédndige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem
Staat besteuert werden.

(11 Osterreich: Siehe FuRnote 1 zu Art. 6.

Art. 19 Offentlicher Dienst.

M
a) Gehélter, Lohne und dhnliche Vergutungen, ausgenommen Ruhegehélter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner

Gebietskorperschaftenld an eine nattrliche Person fur die diesem Staat oder der Gebietskdrperschaftl!l geleisteten Dienste gezahlt
werden, kdnnenl2]l nur in diesem Staat besteuert werden.

b) Diese Gehalter, Lohne und &hnlichen Vergltungen kénnen(2l jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die
Dienste in diesem Staat geleistet werden und die naturliche Person in diesem Staat ansassig ist und

i) ein Staatsangehdriger dieses Staates ist oder
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ii) nicht ausschlieRlich deshalb in diesem Staat ansassig geworden ist, um die Dienste zu leisten.

(2
a) Ungeachtet des Absatzes 1 kénnenl2l Ruhegehélter oder &hnliche Vergutungen, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner
Gebietskorperschaftenld oder aus einem von diesem Staat oder der Gebietskdrperschaftlll errichteten Sondervermdégen an eine
natirliche Person fur die diesem Staat oder der Gebietskdrperschaftl!] geleisteten Dienste gezahlt werden, nur in diesem Staat
besteuert werden.

b) Diese Ruhegehélter oder dhnlichen Vergutungen kdnnent2l jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die
natlrliche Person in diesem Staat ansassig ist und ein Staatsangehdriger dieses Staates ist.

(3) Auf Gehalter, Lohne, Ruhegehalter und ahnliche Vergutungen fir Dienstleistungen, die im
Zusammenhang mit einer Geschaftstatigkeit eines Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskorperschaftenl!]
erbracht werden, sind die Artikel 15, 16, 17 oder 18 anzuwenden.

11 Schweiz: Siehe Ful3note 1 zu Art. 2.
121 Osterreich: Siehe FuRnote 1 zu Art. 6.

Art. 20 Studenten.

Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat ausschlieBlich zum
Studium oder zur Ausbildung aufhélt und der im anderen Vertragsstaat ansassig ist oder dort unmittelbar
vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansassig war, fur seinen Unterhalt, sein Studium oder seine
Ausbildung erhélt, durfen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus
Quellen auBerhalb dieses Staates stammen.

Art. 21 Andere Einklnfte.

(1) Einkiinfte einer in einem Vertragsstaat ansassigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht
behandelt wurden, kdnnenf ohne Ricksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkiinfte als solche aus unbeweglichem Vermdgen im Sinne des Artikels 6
Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansassige Empfanger im anderen
Vertragsstaat eine Geschaftstatigkeit durch eine dort gelegene Betriebstétte austibt und die Rechte oder
Vermogenswerte, fur die die Einkiinfte gezahlt werden, tatsachlich zu dieser Betriebstatte gehéren. In
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

111 Osterreich: Siehe FuBnote 1 zu Art. 6.

Art. 22 Vermogen.

(1) Unbewegliches Vermoégen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat ansassigen Person
gehdrt und im anderen Vertragsstaat liegt, kannlll im anderen Staat besteuert werden.

(2) Bewegliches Vermaogen, das Betriebsvermogen einer Betriebstétte ist, die ein Unternehmen eines
Vertragsstaates im anderen Vertragsstaat hat, kannlll im anderen Staat besteuert werden.

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Verkehr betrieben werden, und Schiffe, die der
Binnenschifffahrt dienen, sowie bewegliches Vermoégen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge
dient, kdnnenl2l nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsachlichen
Geschaéftsleitung des Unternehmens befindet.
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(4) Alle anderen Vermadgensteile einer in einem Vertragsstaat ansassigen Person kdnnenll nur in diesem
Staat besteuert werden.

11 Osterreich: Siehe FuRnote 1 zu Art. 6.
[21 Schweiz: Siehe FulRnote 3 zu Art. 2.

Art. 23 A Befreiungsmethode.

(1) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansassige Person Einkiinfte oder hat sie Vermdgen und kénnenlt
diese Einkunfte oder dieses Vermdgen nach diesem Abkommen im anderen Vertragsstaat besteuert
werden, so nimmt der erstgenannte Staat vorbehaltlich der Absatze 2 und 3 diese Einkiinfte oder dieses
Vermogen von der Besteuerung aus.

(2) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansassige Person Einkiinfte, die nach den Artikeln 10 und 11 im
anderen Vertragsstaat besteuert werden kénnenl , so rechnet der erstgenannte Staat auf die vom
Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der im anderen Staat gezahlten Steuer
entspricht. Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der von der Anrechnung ermittelten Steuer
nicht Ubersteigen, der auf die aus dem anderen Staat bezogenen Einkinfte entfallt.

(3) Einkiinfte oder Vermégen einer in einem Vertragsstaat ansassigen Person, die nach dem Abkommen
von der Besteuerung in diesem Staat auszunehmen sind, kénnenf gleichwohl in diesem Staat bei der
Festsetzung der Steuer fur das tbrige Einkommen oder Vermégen der Person einbezogen werden.

(4) Absatz 1 gilt nicht fur Einkiinfte oder Vermdgen einer in einem Vertragsstaat ansassigen Person, wenn
der andere Vertragsstaat dieses Abkommen so anwendet, dass er diese Einklinfte oder dieses Vermdgen
von der Besteuerung ausnimmt oder Absatz 2 des Artikels 10 oder des Artikels 11 auf diese Einklinfte
anwendet.

11 Osterreich: Siehe FuRnote 1 zu Art. 6.

Art. 23 B Anrechnungsmethode.

(1) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansassige Person Einkiinfte oder hat sie Vermdgen und kénnenlt
diese Einkunfte oder dieses Vermdgen nach diesem Abkommen im anderen Vertragsstaat besteuert
werden, so rechnet der erstgenannte Staat

a)auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der im anderen Staat gezahlten Steuer vom
Einkommen entspricht;

b)auf die vom Vermdgen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in dem anderen Vertragsstaat gezahlten Steuer
vom Vermégen entspricht.

Der anzurechnende Betrag darf jedoch in beiden Féllen den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer
vom Einkommen oder vom Vermdégen nicht Ubersteigen, der auf die EinkUnfte, die im anderen Staat
besteuert werden kénnent oder auf das Vermdogen, das dort besteuert werden kannf , entfallt.

(2) Einkiinfte oder Vermégen einer in einem Vertragsstaat ansassigen Person, die nach dem Abkommen
von der Besteuerung in diesem Staat auszunehmen sind, kénnen gleichwohl in diesem Staat bei der
Festsetzung der Steuer fur das Ubrige Einkommen oder Vermégen der Person einbezogen werden.

111 Osterreich: Siehe FuBnote 1 zu Art. 6.


http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=OECD_MUSTERABK&a=6
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=OECD_MUSTERABK&a=2
http://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata/ges_dba/OECD_MUSTERABK/cont/OECD_MUSTERABK.inh.htm&mode=all&page=1#FN1
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=OECD_MUSTERABK&a=11

Art. 24 Gleichbehandlung.

(1) Staatsangehdorige eines Vertragsstaats diirfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit
zusammenhangenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die
Besteuerung und die damit zusammenhangenden Verpflichtungen, denen Staatsangehorige des anderen
Staates unter gleichen Verhéltnissen, insbesondere hinsichtlich der Anséassigkeit, unterworfen sind oder
unterworfen werden kdnnen. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch fiir Personen, die in
keinem Vertragsstaat ansassig sind.

(2) Staatenlose, die in einem Vertragsstaat anséssig sind, durfen in keinem Vertragsstaat einer
Besteuerung oder damit zusammenhangenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder
belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhangenden Verpflichtungen, denen
Staatsangehorige des betreffenden Staates unter gleichen Verhaltnissen, insbesondere hinsichtlich der
Ansassigkeit, unterworfen sind oder unterworfen werden kénnen.

(3) Die Besteuerung einer Betriebstatte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen
Vertragsstaat hat, darf in dem anderen Staat nicht ungiinstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen
des anderen Staates, die die gleiche Tatigkeit ausiiben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den in dem anderen Vertragsstaat ansassigen Personen
Steuerfreibetrége, -vergtinstigungen und -erméRigungen auf Grund des Personenstandes oder der
Familienlasten zu gewéhren, die er seinen ansassigen Personen gewahrt.

(4) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 6 oder Artikel 12 Absatz 4 anzuwenden ist, sind
Zinsen, LizenzgebUhren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im anderen
Vertragsstaat ansassige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansassige
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats
gegenuber einer im anderen Vertragsstaat ansdssigen Person hat, bei der Ermittlung des steuerpflichtigen
Vermogens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden gegentber einer im
erstgenannten Staat ansassigen Person zum Abzug zuzulassen.

(5) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar einer
im anderen Vertragsstaat ansassigen Person oder mehreren solchen Personen gehért oder ihrer Kontrolle
unterliegt, dirfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhéngenden
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit
zusammenhéangenden Verpflichtungen, denen andere dhnliche Unternehmen des erstgenannten Staates
unterworfen sind oder unterworfen werden kdnnen.

(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 fir Steuern jeder Art und Bezeichnung.

Art. 25 Verstandigungsverfahren.

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Mallnahmen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten fur
sie zu einer Besteuerung fihren oder fihren werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so kann sie
unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der
zustandigen Behorde des Vertragsstaats, in dem sie ansassig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 24 Absatz 1
erfasst wird, der zustandigen Behérde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehdriger sie ist. Der
Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der MaRnahme unterbreitet werden, die zu
einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung fuhrt.

(2) Halt die zustandige Behorde die Einwendung fir begriindet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine
befriedigende Lésung herbeizufiihren, so wird sie sich bemihen, den Fall durch Verstandigung mit der
zustandigen Behorde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verstandigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzufihren.
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(3) Die zustandigen Behdrden der Vertragsstaaten werden sich bemuhen, Schwierigkeiten oder Zweifel,
die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu
beseitigen. Sie kdnnen auch gemeinsam dartber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Féllen vermieden
werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind.

(4) Die zusténdigen Behdrden der Vertragsstaaten kénnen zur Herbeifihrung einer Einigung im Sinne der
vorstehenden Absétze unmittelbar miteinander verkehren, gegebenenfalls auch durch eine aus ihnen oder
ihren Vertretern bestehende gemeinsame Kommission.

(5) Wenn

a) eine Person nach Absatz 1 der zustandigen Behorde eines Vertragsstaats einen Fall mit der Begriindung unterbreitet hat, dass
MafRnahmen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten fur sie zu einer Besteuerung gefuhrt hat, die diesem Abkommen
nicht entspricht, und

b) die zustandigen Behdrden nicht in der Lage sind, sich gemaR Absatz 2 Giber die Losung des Falles innerhalb von 2 Jahren seit
der Unterbreitung des Falles an die zustdndige Behdrde des anderen Vertragsstaats zu einigen,

werden alle ungelésten Fragen des Falles auf Antrag der Person einem Schiedsverfahren unterworfen.
Diese ungeldsten Fragen werden aber nicht dem Schiedsverfahren unterworfen, wenn zu ihnen bereits eine
Gerichtsentscheidung in einem der Staaten ergangen ist. Sofern nicht eine Person, die unmittelbar von dem
Fall betroffen ist, die Verstandigungsvereinbarung, durch die der Schiedsspruch umgesetzt wird, ablehnt,
ist der Schiedsspruch fur beide Staaten verbindlich und ungeachtet der Fristen des innerstaatlichen Rechts
dieser Staaten durchzufiihren. Die zusténdigen Behdrden dieser Vertragsstaaten regeln in gegenseitigem
Einvernehmen die Anwendung dieses Absatzes.

Art. 26 Informationsaustausch.

(1) Die zustéandigen Behorden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur Durchfiihrung
dieses Abkommens oder zur Verwaltung oder Anwendung des innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern
jeder Art und Bezeichnung, die fir Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskdrperschaften
erhoben werden, voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht
dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 und 2 nicht eingeschrankt.

(2) Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie
die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und diirfen nur den
Personen und Behorden (einschliel3lich der Gerichte und der Verwaltungsbehérden) zuganglich gemacht
werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der
Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder mit der Aufsicht tGber
diese Personen oder Behérden befasst sind. Diese Personen oder Behérden diirfen die Informationen nur
fir diese Zwecke verwenden. Sie dirfen die Informationen in einem &ffentlichen Gerichtsverfahren oder in
einer Gerichtsentscheidung offen legen.

(3) Die Absétze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen Vertragsstaat,

a) VerwaltungsmaRnahmen durchzufiihren, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses oder des anderen
Vertragsstaats abweichen;

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im ublichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen
Vertragsstaats nicht beschafft werden kénnen;

¢) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschaftsverfahren preisgeben
wurden oder deren Erteilung dem Ordre publicl¥ widersprache.

(4) Wenn ein Vertragsstaat in Ubereinstimmung mit diesem Artikel um Erteilung von Informationen
ersucht, wendet der andere Vertragsstaat zur Beschaffung der Informationen seine innerstaatlichen
Ermittlungsbefugnisse an, auch wenn er die Informationen nicht fur seine eigenen Steuerzwecke benotigt.
Die Verpflichtung unterliegt den Beschrdankungen des Absatzes 3; diese sind aber nicht so auszulegen, als
erlaubten sie einem Vertragsstaat, die Erteilung der Informationen abzulehnen, nur weil er kein eigenes
Interesse an ihnen hat.



(5) Absatz 3 ist nicht so auszulegen, als erlaube er einem Vertragsstaat, die Erteilung von Informationen
abzulehnen, nur weil sie sich im Besitz einer Bank, einer anderen Finanzinstitution, eines Beauftragten,
Bevollméchtigten oder Treuhéanders befinden oder weil sie sich auf Beteiligungen an einer Person beziehen.

[11 Bundesrepublik Deutschland: Statt ,,dem Ordre public* die Worte ,,der éffentlichen Ordnung“.

Art. 27 Amtshilfe bei der Erhebunglll von Steuernl2] .

(1) Die Vertragsstaaten leisten sich gegenseitige Amtshilfe bei der Erhebung von Steueranspriichenl?l
Diese Amtshilfe ist durch Artikel 1 und 2 nicht eingeschrankt. Die zustédndigen Behdrden der
Vertragsstaaten konnen in gegenseitigem Einvernehmen regeln, wie dieser Artikel durchzufihren ist.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Steueranspruch“l“l bedeutet einen Betrag, der auf Grund
von Steuern jeder Art und Bezeichnung, die fir Rechnung der Vertragsstaaten oder einer ihrer
Gebietskdrperschaften erhoben werden, geschuldet wird, soweit die Besteuerung diesem Abkommen oder
anderen volkerrechtlichen Ubereinkiinften, denen die Vertragsstaaten beigetreten sind, nicht widerspricht,
sowie mit diesem Betrag zusammenhéangende Zinsen, GeldbulRen™ und Kosten der Erhebungl® oder
Sicherung.

(3) Ist der Steueranspruchll eines Vertragsstaats nach dem Recht dieses Staates vollstreckbar und wird er
von einer Person geschuldet, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses Staates die Erhebungf nicht
verhindern kann, wird dieser Steueranspruch!¥ auf Ersuchen der zustandigen Behorde dieses Staates fir
die Zwecke der Erhebungtt von der zustdndigen Behdrde des anderen Vertragsstaats anerkannt. Der
Steueranspruch®l wird vom anderen Staat nach dessen Rechtsvorschriften Uber die Vollstreckung und
Erhebungl® seiner eigenen Steuern erhobent , als handele es sich bei dem Steueranspruchl#l um einen
Steueranspruchl¥l des anderen Staates.

(4) Handelt es sich bei dem Steueranspruch(l eines Vertragsstaats um einen Anspruch, bei dem dieser
Staat nach seinem Recht MalRnahmen zur Sicherung der Erhebung einleiten kann, wird dieser
Steueranspruchf® auf Ersuchen der zustdéndigen Behdrde dieses Staates zum Zwecke der Einleitung von
Sicherungsmafinahmen von der zustandigen Behorde des anderen Vertragsstaats anerkannt. Der andere
Staat leitet nach seinen Rechtsvorschriften Sicherungsmafnahmen in Bezug auf diesen Steueranspruch(#l
ein, als wére der Steueranspruch( ein Steueranspruch!! dieses anderen Staates, selbst wenn der
Steueranspruchf® im Zeitpunkt der Einleitung dieser MaRnahmen im erstgenannten Staat nicht
vollstreckbar ist oder von einer Person geschuldet wird, die berechtigt ist, die Erhebung! zu verhindern.

(5) Ungeachtet der Abséatze 3 und 4 unterliegt ein von einem Vertragsstaat fir Zwecke der Absatze 3 oder 4
anerkannter Steueranspruchl“l als solcher in diesem Staat nicht den Verjahrungsfristen oder den
Vorschriften Gber die vorrangige Behandlung eines Steueranspruchsf#l nach dem Recht dieses Staates.
Ferner hat ein Steueranspruch!® , der von einem Vertragsstaat fir Zwecke der Absatze 3 oder 4 anerkannt
wurde, in diesem Staat nicht den Vorrang, den dieser Steueranspruchl®l nach dem Recht des anderen
Vertragsstaats hat.

(6) Verfahren im Zusammenhang mit dem Bestehen, der Giltigkeit oder der Hohe des Steueranspruchs
eines Vertragsstaats kdnnen nicht bei den Gerichten oder Verwaltungsbehérden des andren Vertragsstaats
eingeleitet werden.

(7) Verliert der betreffende Steueranspruch(®l , nachdem das Ersuchen eines Vertragsstaats nach den
Abséatzen 3 oder 4 gestellt wurde und bevor der andere Vertragsstaat den betreffenden Steueranspruch(4l
erhobenll und an den erstgenannten Staat ausgezahlt hat,

a) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 3 seine Eigenschaft als Steueranspruchl“l des erstgenannten Staates, der nach dem Recht

dieses Staates vollstreckbar ist und von einer Person geschuldet wird, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses Staates die
Erhebunglll nicht verhindern kann, oder

b) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 4 seine Eigenschaft als Steueranspruchl?] des erstgenannten Staates, fuir den dieser Staat
nach seinem Recht MaRnahmen zur Sicherung der Erhebungl!l einleiten kann,
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teilt die zustdndige Behdrde des erstgenannten Staates dies der zustdndigen Behdrde des anderen Staates
unverziglich mit, und nach Wahl des anderen Staates setzt der erstgenannte Staat das Ersuchen entweder
aus oder nimmt es zurick.

(8) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat,

a) VerwaltungsmaRnahmen durchzufiihren, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses oder des anderen
Vertragsstaats abweichen;

b) MaBnahmen durchzufuhren, die dem Ordre publiclé! widersprachen;

¢) Amtshilfe zu leisten, wenn der andere Vertragsstaat nicht alle angemessenen MafRnahmen zur Erhebungl’ oder Sicherung, die
nach seinen Gesetzen oder seiner Verwaltungspraxis mdéglich sind, ausgeschopft hat;

d) Amtshilfe in Féllen zu leisten, in denen der Verwaltungsaufwand fir diesen Staat in einem eindeutigen Missverhaltnis zu dem
Nutzen steht, den der andere Vertragsstaat dadurch erlangt.

1 Osterreich: Statt ,,Erhebung* oder ,.erhoben* die Worte ,Vollstreckung® oder ,vollstreckt*.

[21 In einigen Landern ist Amtshilfe nach diesem Artikel moglicherweise auf Grund von innerstaatlichem Recht oder aus
politischen oder verwaltungstechnischen Erwégungen unrechtmagig, ungerechtfertigt oder eingeschrankt, beispielweise
auf Lander mit &hnlichen Steuersystemen oder Steuerverwaltungen oder auf bestimmte unter das Abkommen fallende
Steuern. Aus diesem Grund sollte dieser Artikel nur dann Eingang in das Abkommen finden, wenn beide Staaten auf der
Grundlage der in Ziffer 1 des Kommentars zu diesem Artikel beschriebenen Faktoren zu dem Schluss kommen, dass sie
der Leistung von Amtshilfe bei der Erhebung von im anderen Staat erhobenen Steuern zustimmen kénnen.

131 Osterreich: Statt ,Steueranspruch* oder ,Steueranspriichen* die Worte ,Abgabenanspruch* oder
»~Abgabenanspriichen®.

141 Osterreich: Statt ,,Steueranspruch” oder ,Steueranspruchs* die Worte ,,Abgabenanspruch* oder
»~Abgabenanspruches”.

51 Osterreich: Statt ,,Vollstreckung und Erhebung* die Worte ,,Einbringung und Vollstreckung*.

[61 Bundesrepublik Deutschland: Statt ,,dem Ordre public* die Worte ,,der 6ffentlichen Ordnung“.

11 Osterreich: Statt ,,Erhebung” oder ,,erhoben” die Worte ,Vollstreckung* oder ,vollstreckt®.

Art. 28 Mitglieder diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen.

Dieses Abkommen berihrt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern diplomatischer Missionen
und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Vélkerrechts oder auf Grund
besonderer Ubereinkiinfte zustehen.

Art. 29 Ausdehnunglll des raumlichen Geltungsbereichs.

(1) Dieses Abkommen kann entweder als Ganzes oder mit den erforderlichen Anderungen [auf jeden Teil
des Hoheitsgebiets (des Staates A) oder (des Staates B), der ausdriicklich von der Anwendung des
Abkommens ausgeschlossen ist, oder]? auf jeden anderen Staat oder jedes andere Hoheitsgebiet
ausgedehntfll werden, dessen internationale Beziehungen von (Staat A) oder (Staat B) wahrgenommen
werden und in dem Steuern erhoben werden, die im Wesentlichen den Steuern ahnlich sind, fir die das
Abkommen gilt. Eine solche Ausdehnung wird von dem Zeitpunkt an und mit den Anderungen und
Bedingungen, einschliel’lich der Bedingungen fir die Beendigung, wirksam, die zwischen den
Vertragsstaaten durch auf diplomatischem Weg auszutauschende Noten oder auf andere, den Verfassungen
dieser Staaten entsprechende Weise vereinbart werden.

(2) Haben die beiden Vertragsstaaten nichts anderes vereinbart, so wird mit der Kiindigung durch einen
Vertragsstaat nach Artikel 30 die Anwendung des Abkommens in der in jenem Artikel vorgesehenen Weise
auch [fur jeden Teil des Hoheitsgebiets (des Staates A) oder (des Staates B) oder] fur Staaten oder
Hoheitsgebiete beendet, auf die das Abkommen nach diesem Artikel ausgedehnt worden ist.

11 Bundesrepublik Deutschland: Statt ,,Ausdehnung” das Wort ,,Erstreckung*; statt ,,ausgedehnt” das Wort ,erstreckt”.

[21 Die Worte in eckigen Klammern gelten, wenn das Abkommen auf Grund einer besonderen Bestimmung fuir einen Teil
des Hoheitsgebiets eines Vertragsstaats nicht anzuwenden ist.
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Art. 30 Inkrafttreten.

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden so bald wie méglich in
... ausgetauscht.

(2) Das Abkommen tritt mit dem Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft, und seine Bestimmungen
finden Anwendung

a)(in Staat A): ...
b)(in Staat B): ...

Art. 31 Kiindigung.

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekiindigt wird. Jeder
Vertragsstaat kann nach dem Jahr ... das Abkommen auf diplomatischem Weg unter Einhaltung einer Frist
von mindestens sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres kiindigen. In diesem Fall findet das
Abkommen nicht mehr Anwendung

a)(in Staat A): ...
b)(in Staat B): ...

Schlussklausel

Anmerkung: Die Schlussklausel Gber die Unterzeichnung richtet sich nach den verfassungsrechtlichen
Verfahren der beiden Vertragsstaaten.



	Inhaltsübersicht
	Art. 1 Unter das Abkommen fallende Personen.
	Art. 2 Unter das Abkommen fallende Steuern.
	Art. 3 Allgemeine Begriffsbestimmungen.
	Art. 4 Ansässige Person.
	Art. 5 Betriebstätte.
	Art. 6 Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen.
	Art. 7 Unternehmensgewinne.
	Art. 8 Seeschifffahrt, Binnenschifffahrt und Luftfahrt.
	Art. 9 Verbundene Unternehmen
	Art. 10 Dividenden.
	Art. 11 Zinsen.
	Art. 12 Lizenzgebühren.
	Art. 13 Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen.
	Art. 14 Selbständige Arbeit
	Art. 15 Einkünfte aus unselbständiger Arbeit.
	Art. 16 Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen.
	Art. 17 Künstler und Sportler.
	Art. 18 Ruhegehälter.
	Art. 19 Öffentlicher Dienst.
	Art. 20 Studenten.
	Art. 21 Andere Einkünfte.
	Art. 22 Vermögen.
	Art. 23 A Befreiungsmethode.
	Art. 23 B Anrechnungsmethode.
	Art. 24 Gleichbehandlung.
	Art. 25 Verständigungsverfahren.
	Art. 26 Informationsaustausch.
	Art. 27 Amtshilfe bei der Erhebung[1] von Steuern[2] .
	Art. 28 Mitglieder diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen.
	Art. 29 Ausdehnung[1] des räumlichen Geltungsbereichs.
	Art. 30 Inkrafttreten.
	Art. 31 Kündigung.
	Schlussklausel


